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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser

Aus meiner Sicht haben zahlreiche Bürgerinnen
und Bürger der Mitte-links-Allianz mit mehreren klei-

neren Parteien, die nach den Wahlen von 2011 ent-
standen war, eine deutliche Absage erteilt. Die beiden

bürgerlichen Parteien gehen gestärkt aus den Wahlen.
Ich hoffe, dass sich im Parlament nun das Bewusst-
sein für die Sicherheit von Land und Leuten, in Um-

Setzung des Artikels 2' der Bundesverfassung, wieder
deutlicher manifestiert. Selbstverständlich muss sich
das Parlament auch einer Vielzahl von anderen Auf-
gaben und Problemen widmen, allerdings sind die
meisten davon erst dann relevant, wenn die Sicher-
heit gewährleistet ist. Sicherheit ist auch ein zentra-
1er Faktor, wenn sich ausländische Firmen und hoch-

qualifizierte Personen dazu entscheiden, sich in un-
serem Land niederzulassen und damit auch zu unse-
rem Wohlstand beitragen.

Die pendenten Fragen, insbesondere zur Weiter-
entwicklung der Armee, müssen speditiv angegangen
werden, um die notwendige planerische Sicherheit
wieder herzustellen und um insbesondere den jun-
gen Kadern eine Zukunft aufzuzeigen und sie in ihrer
Bereitschaft weiterzumachen, zu bestärken. Von ent-
scheidender Bedeutung wird dabei sein, dass der Ar-
mee die notwendigen Budgets gesprochen werden;
die geforderten fünfMia. Franken pro Jahr stellen ein
Minimum dar, das Parlament sollte hier ein deutliches

Signal setzen!

Ich wünsche mir aber auch, dass sich die neuen
Machtverhältnisse im Nationalrat, die sich hoffent-
lieh im Ständerat ähnlich darstellen werden, auch im
Bundesrat widerspiegeln. Als am 22. September 2013
die Bürgerinnen und Bürger und alle Kantone die
Volksinitiative «Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht»

wuchtig, mit 73,2%, abgelehnt haben, war dies ein
klares Bekenntnis zu unserer Milizarmee. Die sicher-

heitspolitischen Werkzeuge, insbesondere die Armee,
müssen auch im Bundesrat wieder den entsprechen-
den Stellenwert bekommen.

Eine Reihe von Aufgaben warten! Nicht zuletzt
sollte der neue Sicherheitspolitische Bericht Klarheit
über Strategie und Doktrin schaffen und das werden,
was er eigentlich sein sollte, nämlich die Grundlage zur
langfristigen Entwicklung der Sicherheitswerkzeuge
des Landes.

Die Frage der Gestaltung des Zivildienstes muss ge-
klärt werden. Es geht dabei nicht um die Grundsatz-

frage eines Zivildienstes, diese ist in BV Art. 59 '
gere-

gelt. Zwei Fragen müssen meines Erachtens jedoch
gestellt werden:

Auf der Homepage der Vollzugsstelle für den Zi-
vildienst kann man lesen, Zitat: «Zum Zivildienst zu-
gelassen werden Sie, wenn Sie militärdiensttauglich
sind, aus Gewissensgründen keinen Militärdienst leis-

ten können und bereit sind, länger Dienst zu leisten»,
Ende Zitat.
• Vom erwähnten längeren Dienst kann keine Rede

sein, zum einen in Friedenszeiten nicht, weil die

Arbeitstage in den meisten Fällen im Militärdienst
erheblich länger sind, zum anderen, weil in Krisen-
und Kriegszeiten der Soldat einrücken muss, um
notfalls seinen Auftrag auch mit seinem Leben zu
erfüllen; der Zivildienstleistende hingegen bleibt
dann zu Hause, er hat ja seine Dienstpflicht absol-

viert;
• Es ist nicht einzusehen, dass in einem Land mit sta-

bilen Verhältnissen, vernachlässigbarer Arbeitslosig-
keit, hervorragenden Aus- und Weiterbildungsmög-
lichkeiten und immenser individueller Freiheit der
Anteil der diensttauglichen jungen Männer, die aus

Gewissensgründen ihren Militärdienst nicht leisten

können, sich in etwa zehn Jahren verdreifacht hat
und mehr. Allerdings: es erfolgt keine Prüfung; die

Vermutung liegt nahe, dass sich sonst das frühere
Niveau, das wohl eher der Vorstellung des Gesetz-

gebers entsprach, wieder einpendeln würde.

Die Frage der Ausgestaltung, nicht nur des Zivil-
dienstes, sondern der Wehrpflicht überhaupt, muss
umfassend gestellt werden. In der jetzigen Lage wird
die Wehrgerechtigkeit sehr weitgehend durch «Dienst
à la carte» ersetzt, zudem ist von Gleichberechtigung
wohl keine Rede.
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